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Spießrutenlaufen der Justitia 
]. G. Merz nach G. B. Götz, 18. jh. 

„Emanzen" hätten in den vergangenen Jahren mit 
lautem Hallo die Arbeitskreise gestürmt und die Ab­
stimmungsergebnisse majorisiert. Daß Männer seit 
eh und je die gesellschaftlichen Gremien majorisie­
ren ... 

Bemerkenswert schließlich, daß diese Veranstal­
tung immer deutlicher einzig und allein am mittel­
ständischen Horizont ihrer Teilnehmer ausgerichtet 
ist. Daß in einer Arbeiterfamilie ganz andere Pro­
blemstellungen vorherrschen als die hier diskutier­
ten, hat den Vorstand immer noch nicht erreicht. 

Ausnahme war in diesem Zusammenhang der 
von mir im Jahre 1981 geleitete Arbeitskreis zum 
Thema Frauenhäuser. Dazu wurde mir aber auch 
von einem Vorstandsmitglied gesagt: es sei ein Ex­
periment, mit dem man auch einmal eine Minderheit 
zu Wort kommen lassen wolle. 

Mag sein, daß Richtern Chefarztgattinnen näher 
stehen als Frauenhausfrauen. Sie deshalb als Rand­
gruppe zu definieren, deren Probleme dementspre­
chend am Rande zu behandeln sind, zeigt einmal 
wieder die erhebliche Entfernung der Justiz von 
der sozialen Realität. 

Damals, 1981, beim Diktieren der Ergebnisse 
meines Arbeitskreises im Tagungsbüro, wurde ich 
von den Herren Kollegen mindestens dreimal für 
eine Sekretärin gehalten, von der man mal eben eine 
Dienstleistung (Kopieren, Tippen) verlangte. Nein, 
ich möchte dieser Veranstaltung in Zukunft nicht 
mehr als feministisches Feigenblatt dienen. 

Urteil mit Anmerkung 
Frauenarbeitslosigkeit und Unterhalt 
AG - FamG - Hamburg,§§ 1601 ff, 1610 BGB 
Zur Darlegungslast einer langfristig arbeitslosen Frau, 
daß sie keine Arbeit finde 
AG Hamburg, Urteil vom 25.5.1983 - 282 F 43/82 -

Sachverhalt: 
Mit der Klage verlangt der Kläger Unterhalt von der Be­

klagten. Der am 19. Februar 1972 geborene Kläger ist der 
eheliche Sohn der Beklagten aus deren am 29. Januar 1980 
rechtskräftig geschiedenen Ehe mit dem Vater des Klägers. 
Der Kläger lebt bei seinem Vater, der die elterliche Sorge 
für den Kläger hat. 

Die Beklagte ist seit Juni 1981 arbeitslos. Sie erhält seit­
dem wöchentlich DM 99,60 bzw. monatlich DM 412,- Ar­
beitslosenhilfe. Die Beklagte ist ungelernte Arbeiterin und 
arbeitete früher als Lagerarbeiterin und im Reinigungswe­
sen. Sie lebte zeitweilig bei einem Bekannten in einem ge­
meinsamen Haushalt und zeitweilig im Frauenhaus in 
Hamburg 6. 

Der Kläger trägt vor: Die Beklagte sei durchaus in der 
Lage, einer Arbeit nachzugehen; notfalls müsse sie als Rei­
nemachefrau arbeiten. Sie bemühe sich nicht ausreichend 
um eine Arbeitsstelle. 

Die Beklagte trägt vor: Sie sei seit ihrer Arbeitslosigkeit 
ständig auf Arbeitssuche gewesen. Neben der Vermittlungs­
tätigkeit des Arbeitsamtes bemühe sie sich auch selbständig 
um einen Arbeitsplatz, indem sie sich regelmäßig auf Zei­
tungsanzeigen in der Bildzeitung bewerbe., 

Aus den Gründen: 
Die Klage ist zulässig aber nicht begründet. 
Zwar ist die Beklagte gemäß §§ 1601, 1602, 

1603, 1610 BGB verpflichtet, ihrem Sohn Unterhalt 
zu zahlen. Die Beklagte ist jedoch nicht leistungsfä­
hig. Die Arbeitslosenhilfe, die die Beklagte erhält, 
liegt mit DM 412,- monatlich unterhalb desjenigen, 
was der Beklagten verbleiben muß, um ihren not­
wendigen Unterhalt zu bestreiten. 

Die Beklagte kann auch nicht unterhaltsrechtlich 
so behandelt werden, als ob sie aus einer zumutba­
ren Tätigkeit Einnahmen tatsächlich erzielt hätte. 
Zur Überzeugung des Gerichts steht fest, daß die Be­
klagte sich erfolglos um einen Arbeitsplatz bemüht 
hat. Zwar hat sie nicht beweisen können, daß sie ge­
sundheitlich nicht in der Lage ist, einer Vollzeitbe-
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schäftigung nachzugehen. Die Beklagte. kann _aber 
nach der Lage auf dem Arbeitsmarkt kerne geeigne­
te Stelle finden. Nach Hinweis des Gerichts hat die 
Beklagte sich nicht nur beim zustä~dige~. A'.beits­
amt gemeldet, sondern auch selbst die Initiative er­
griffen und sich auf Stellenangebote beworben und 
dort ständig Absagen erhalten. 

Diese Auskunft der Beklagten ist auch glaubwür­
dig unter Berücksichtigung der Tatsache, d~ß bereits 
die einjährige Arbeitslosigkeit unter Arbeitsmarkt­
experten als Dauerarbeitslosigkeit gilt und die davon 
Betroffenen unter die Problemgruppe der Schwer­
vermittelbaren fallen. Zudem vermindern sich diese 
Vermittlungschancen zusätzlich noch mit steigen­
dem Lebensalter (Lucke-Berghahn, Mehr Chancen­
gleichheit für Frauen durch Bewußt~achung ihrer 
ungleichen Chancen, in: Demokratie ~nd ~ec~t 
1979, Seite 243 und 247 ff.). Die Arbeitslosigkeit 
trifft dabei vor allem die un- bzw. geringqualifizier­
ten Arbeitnehmer, insbesondere die Frauen, welche 
regelmäßig weniger qualifiziert sind (vergl. Bericht 
1980 der Enquete-Kommission Frau und Gesell-
schaft, II, Seite 40). . 

Die starken Konzentrationen der weiblichen Er­
werbstätigen auf nur wenige Berufsgruppen und Tä­
tigkeitsbereiche auf sogenannte typ~sche Frau~n­
berufe bedeutet zusätzlich ein erhebliches Arbeits­
platzrisiko. Die 45-jährige Beklagte, die bis zu ihrer 
Arbeitslosigkeit ohne Berufsausbildung als Lagerar­
beiterin bzw. im Reinigungswesen gearbeitet hat, ist 
zur Zeit auf dem Arbeitsmarkt nicht vermittelbar, 
zumindest nicht zu einer entsprechenden Entloh­
nung, die den notwendigen Selbstbehalt im Sinne 
von§ 1603 Abs. 2 BGB überschreiten würde. 

Anmerkung: 
Das vorstehend abgedruckte Urteil des Familien­

gerichtes Hamburg hat eine Problematik zum Gegen­
stand, die bei vielen von uns in der Praxis häufig vor­
kommen dürfte. 

Zwar geht es in der Regel um die Unterhaltsbe­
rechtigung einer geschiedenen Ehefrau aus § § 157 3, 
1574 BGB (bis zur Aufnahme angemessener Er­
werbstätigkeit), während es sich hier um die Bar­
unterhaltspflicht der nichtsorgeberechtigten Mutter 
handelt. 

Die Fragestellung ist jedoch in beiden Fällen die 
gleiche: wie spiegelt sich die Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt (speziell für weibliche Arbeitskräfte) 
im Unterhaltsrecht wider? 

Diese Entscheidung zieht die Verbindungslinie 
in vorbildlicher Klarheit und dürfte uns allen Mut 
und Argumentationshilfe bieten. 

Das OLG Hamburg hat dem Kläger zwischenzeit­
lich die Prozeßkostenhilfe für die Berufung mangels 
hinreichender Erfolgsaussicht versagt: ,,Es sind kei­
ne Anhaltspunkte erkennbar dafür, daß die Beklag­
te eine Arbeitsstelle finden könnte, in der sie mehr 
verdienen kann, als sie für ihren eigenen notwendi­
gen Unterhalt braucht". 

Mitgeteilt von RAin Gisela Friedrichs, Hamburg 

Urteil 
Steuererstattung zwischen Ehegatten 
gern. § 430 BGB 
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Die Aufteilung der Steuererstattung zwischen Ehe­
leuten i.S.d. § 430 BGB erfolgt nicht zu gleichen 
Teilen, sondern richtet sich nach ihren Zahlungen 
entsprechend§ 270 AO. 
Urteil des AG Bremen, Urteil vom 23.3.1983 - 4 C 350/ 
82 - bestätigt durch LG Bremen, Urteil vom 18.10.1983 -
1 S 222/1983 -

Aus dem Sachverhalt: 
Die Parteien sind geschiedene Eheleute. Für das Jahr 

1980 hatten sie noch eine gemeinsame Einkommensteuer­
erklärung über ihren Steuerberater beim zuständig~n F_i­
nanzamt eingereicht. Der Einkommensteuerbescheid fur 
1980 ergab einen Erstattungsbetrag. Dieser Betrag wurde an 
die Beklagte ausgezahlt. . 

Der geschiedene Ehemann (Kläger) verlangte von semer 
geschiedenen Frau (Beklagte) Erstattung zur Hälfte u~ter 
Berufung auf§ 430 BGB als Gesamtgläubiger. Das Gencht 
hat die Klage zum größten Teil abgewiesen (Quotelung 
12/17 zu 5/17). 

Aus den Gründen: 
Die Steuererstattungsansprüche stehen den Par­

teien, die als Ehepartner gemeinsam für 1980 zur 
Einkommensteuer veranlagt wurden, gemeinschaft­
lich zu. Sie sind folglich Gesamtgläubiger im Sinne 
der §§ 428 ff. BGB. Gemäß§ 430 BGB hat der Klä­
ger einen Ausgleichsanspruch gegen die Beklagte. Er 
hat hier jedoch entgegen dem Regelfall nach § 430 
BGB keinen Anspruch auf 50 % des beiden als Ge­
samtgläubiger zustehenden Betrages von DM 
3.400,-. 

Zwischen den Parteien ist zwar keine ausdrück­
liche Vereinbarung über die Verteilung des vom Fi­
nanzamt erstatteten Betrages getroffen worden. Für 
eine vom Regelfall des § 430 BGB abweichende Ab­
sicht der Parteien über die Verteilung spricht jedoch 
das Aufteilungsmodell, das der Kläger entwickelt 
hat und das von der Beklagten vorgelegt wurde. 

Dieses Modell geht im Prinzip davon aus, daß 
jeder der Parteien einen Anteil an der Gesam:steuer 
tragen sollte, der seinem Anteil am Gesamtem~om­
men entspricht. Diesem Verteilungsxorschlag stimm­
te die Beklagte im Prinzip zu, jedoch nicht hinsicht­
lich der letztlich vom Kläger aufgeworfenen Zahlen, 
weil das Modell u.a. die Einkommensteuerprogres­
sion und damit die verschieden hohe steuerliche Be­
lastung bei unterschiedlich hohen Einkommen nicht 
berücksichtigt. 

Das vom Kläger entwickelte Modell zeigt jedoch, 
daß ein Einverständnis zwischen den Parteien be­
stand, daß jeder einen seinem Einkommensanteil 
entsprechenden Teil der Gesamtlohnsteuer tragen 
sollte. Zwar bezeichnet der Kläger seinen Vorschlag 
lediglich als einen Vergleichsvorschlag, an dem er 
nicht mehr festhalten wolle. Dieses Modell zeigt je­
doch, daß der Kläger davon ausging, daß jeder den 
seinem Einkommen entsprechenden Teil an der Ge­
samtsteuer tragen sollte. Insoweit ist ein überein­
kommen erzielt worden, das die Anwendung des 
Regelfalls aus § 430 BGB ausschließt. 
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